Von unseren „sozialen Wohltätern“, aber nichts zum Lachen

Wolfgang Schäuble ( CDU ) war, bevor er Innenminister wurde, mit 100000 DM in den Spendensumpf der CDU verwickelt, weshalb er den Vorsitz seiner Partei nicht behalten durfte. Dafür aber wurde er mit Duldung der SPD Innenminister. Dieser Mann plädierte, nachdem die Rente mit 67 gesetzlich beschlossen war, mit den Worten: „Ja, aber da sind wir noch nicht am Ende“( Spiegel Online v. 20.11.07) für eine noch längere Lebensarbeitszeit.

Philipp Mißfelder, Vorsitzender der Jungen Union, Bundesvorstands- und Präsidiumsmitglied, sowie Abgeordneter der CDU vertrat die Auffassung man solle „Menschen jenseits der 70 kein Hüftgelenk mehr spendieren“ (!!!).

Eine spätere Äußerung des CDU-Jungstars besagt: eine Erhöhung der Regelsätze von Hartz IV sei lediglich eine Ankurbelung der „Tabak- und Spirituosenindustrie“. Eine Entschuldigung lehnte er trotz Protesten ab.

Martin Lindner, Spitzenkandidat in Berlin, aus der Partei der Besserverdienenden, wie sich die FDP selbst bezeichnete, schlug lt. Information der UZ vom 10.07.09 im Nachrichtensender N 24 die Kürzung des Regelsatzes für Hartz IV Empfänger um bis ca. 30 % von jetzt 359 Euro auf 250 Euro vor.

Wie fast alle bereits wissen lehnt die FDP aber eine „Reichensteuer“ bzw. Steuer auf große Vermögen ab.

Henner Schmidt, Fraktionsvize in Berlin, ebenso aus der Partei der Besserverdienenden, der FDP, meinte gar die „Armen sollten Ratten fangen“. Man könne ihnen pro gefangene Ratte einen Euro geben (Zeitung vum Letzebuerger Vollek, 17.12.08).

Wie wäre es, wenn der Fraktionsvize der FDP seine Jahrestantiemen und die der Besserverdienenden zur Rattenbekämpfung zur Verfügung stellen würde, statt auf der Würde der Menschen zu trampeln?

Peter Gloystein, CDU, von Haus aus Banker, goss am 13.12 06 während seiner Amtszeit als Bremer Senator für Wirtschaft und Kultur in demütigender Weise grinsend Sekt über den Kopf eines Obdachlosen. Erst auf Druck der Öffentlichkeit trat er zurück.

Kurt Beck, ehemaliger Vorsitzender der SPD und Ministerpräsident in Rheinland-Pfalz, herrschte einen Arbeitslosen an, der seinen Protest gegen Hartz IV zum Ausdruck brachte, er solle sich mal rasieren, dann bekäme er Arbeit.

Guido Westerwelle, Chef der Partei der Besserverdienenden, der FDP, bläst gar das Halali auf die Sozialgesetzgebung und zeigt zugleich mit seinem Zitat: „Es gibt kein Recht auf staatlich bezahlte Faulheit.“ (SZ v. 7.9.09 ) an, wo er sparen will und mit was er die Steuersenkungen für Besserverdienende zu finanzieren gedenkt. 

Nicht genug damit, er diffamiert pauschalierend Millionen Menschen, die erst durch die neoliberale Politik, welche auch er befürwortet, in die Arbeitslosigkeit gedrängt wurden

Hört oder liest man solche Aussagen fragt man sich schon: Ist es der Auftrag dieser Herren, die Interessen des Volkes zu vertreten oder auf ihm herum zu treten?

Im Grundgesetz ist verankert: „Die Würde des Menschen ist unantastbar“.

Oder wird hier nach dem Motto des ehem. Innenminister Höcherl (CSU) gehandelt, der sagte: „Meine Beamten können nicht immer das Grundgesetz unter dem Arm tragen.“
V.i.S.d.P.: Peter Meiser
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Wahltag ist Zahltag, es fragt sich nur für wen

Haben Sie nicht auch schon mal gedacht, die Regierung vertritt doch nur die Interessen der „Großen“? Gewiss, mit solchen Gedanken liegen Sie meistens nicht falsch. Gegen eine solche Politik, die überwiegend die Interessen der „Großen“ vertritt hat sich die außerparlamentarische wie parlamentarische Linke (die SPD ist nicht links) in der Vergangenheit immer gewehrt. Die Antworten der Herrschenden waren vielfach offene und subtile Verleumdungen und Repressionen. Das neueste Beispiel: Peter Müllers gescheiterter Versuch, Oskar Lafontaine als Lügner abzustempeln (SZ v.28.5.09).

Alle bisherigen Regierungen waren banken- und konzernhörig.

Werfen wir einmal einen Blick zurück. Die unterschiedlichsten Regierungen hatten bei uns in der Vergangenheit das Sagen: Schwarz; Schwarz/Gelb; Schwarz/Rosa; Rosa/Gelb; Rosa/  Olivgrün. Mit unterschiedlichen Nuancen betrieben sie allesamt eine Politik der Steuersenkungen, Deregulierung und Privatisierung zugunsten des Kapitals, so wie die „Große Koalition“ jetzt.

Dadurch klafft die Schere zwischen Arm und Reich immer mehr auseinander. Auch die Finanz- und Wirtschaftskrise mit noch unbekannten Ausmaßen ist Folge dieser Politik. Die Politiker haben die Misere geschaffen. Nun versuchen sie, die Krise klein zu reden und machen vor den Wahlen wie gehabt Versprechungen. Sie biedern sich wider besseres Wissen als Wohltäter der kleinen Leute an.

Es ist nicht vergessen, dass die schwarz/gelbe Koalition unter Kanzler Kohl mit Versprechungen zur Regierungsmacht kam und dann einen Sozialkahlschlag praktizierte und sich außerdem in einen Spendensumpf größten Ausmaßes verstrickte. Sie wurde deshalb abgewählt.

Es folgte eine rosa/olivgrüne Regierung. Sie setzte den Kahlschlag an den Sozialgesetzen fort (Hartz I bis Hartz IV). Darüber hinaus beteiligte sie sich an völkerrechtswidrigen Kriegen. Auch sie wurde abgewählt.

Nach der darauf folgenden Wahl gelang es CDU und SPD trotz Mehrwertsteuerlüge eine Koalitionsregierung zu bilden, die die Politik der sozialen Grausamkeiten (Gesundheitsreform, Rente mit 67) und völkerrechtswidrigen Kriege fortführt.

Für Bildung, Gesundheit und soziale Gerechtigkeit hat sie kein Geld. Den Spekulanten und Bankrotteuren aber wirft sie ohne ausreichende Sicherungen unsere Steuergelder nach. Die Steuerzahler müssen  später dafür zahlen. Der Partei der Besserverdienenden, wie sich die FDP selbst bezeichnete, geht das alles noch nicht weit genug.

Und nun vor den Wahlen machen die neoliberalen Parteien erneut leere Versprechungen, wie z.B. „In Zukunft gibt es keine Rentenkürzungen“. 

Da stellen sich doch die Fragen: 

· Ist die nachgelagerte Versteuerung der Rentenbezüge keine Kürzung?

· Sind die zu erwartenden Inflationsraten keine Kürzungen?

· Sind die angekündigten Krankenkassenbeitragserhöhungen keine Kürzungen?

· Ist die Rente mit 67, die nach Schäubles Aussage erst der Anfang sein soll, keine Rentenkürzung?

Es zeichnet sich schon jetzt ab, dass die Regierung in blümeranter Art zum Pinocchio wird.

Und es ergibt sich die Frage: Wo ist letztendlich im Ergebnis der Unterschied zwischen Wahlfälschung und Wählerbetrug?

WER DEN MILLIONÄREN UND MILLIARDÄREN NICHTS NIMMT,

KANN DEN ARMEN NICHTS GEBEN! 

